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Schuldenwirtschaft in der Eurozone 
Überschuss (+) oder Defizit (-) des Staates 
sowie Schuldenstand in % des Bruttoinlandsprodukts im Jahr 2002 
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Bundesregierung gefährdet 
Stabilität des Euro 

„Ein stabiler Euro erfordert Haushaltsdisziplin 
von allen Mitgliedern der Eurozone", erklärte der 
CDU-Wirtschaftspolitiker Werner Langen ange- 
sichts der wachsenden deutschen und französi- 
schen Haushaltsdefizite. Die Bundesregierung 
müsse schnellstens die eingegangenen Ver- 
pflichtungen des Stabilitätspaktes erfüllen und 
die Defizitgrenze von 3 Prozent einhalten. Auf 
Dauer sei sonst die Stabilität des Euro gefährdet, 
so Langen. 
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STATUT 

EUROPäISCHES ABGEORDNETENSTATUT: 

CDU/CSU-Europaabgeordnete wollen 
weiterhin den Bundestagabgeordneten 

gleichgestellt bleiben 

Das Statut für Europaabgeordnete 
ist beim letzten Brüsseler EU-Gip- 

fel erwartungsgemäß nicht beschlos- 
sen worden. Für die deutschen EU-Par- 
lamentarier, die traditionell ihren Kol- 
legen im Deutschen Bundestag gleich- 
gestellt sind, ändert sich daher nichts, 
weder im Hinblick auf ihre Bezahlung, 
noch auf deren Besteuerung. 

Die 626 Abgeordneten des Europä- 
ischen Parlaments werden gegenwär- 
tig wie die jeweiligen nationalen Parla- 
mentarier und damit außerordentlich 
unterschiedlich bezahlt. Deutsche Eu- 
ropaabgeordnete erhalten aus dem 
Haushalt des Deutschen Bundestages 
monatlich exakt die gleiche Entschä- 
digung wie ihre Kollegen im Bundes- 
tag. Dieses Einkommen versteuern die 
deutschen Europaabgeordnete wie al- 
le Bürger bei ihrem örtlichen Finanz- 
amt. 

Der Amsterdamer Vertrag verpflich- 
tet das Europäische Parlament, ein Ab- 
geordnetenstatut vorzulegen. Damit 
sollten erstmals seit der Direktwahl 
des Europäischen Parlaments im Jah- 
re 1979 Rechte, Pflichten und Bezah- 
lung der europäischen Parlamentarier 
einheitlich festgelegt werden. Nur so 
kann vermieden werden, dass es ins- 
besondere nach der Erweiterung Abge- 

ordnete erster, zweiter und dritter Klas- 
se gibt. Denn ohne ein einheitliches 
Statut würde ein Abgeordneter aus Po- 
len nur rund fünf Prozent des Einkom- 
mens eines italienischen Abgeordne- 
ten beziehen. Eine einheitliche Ent- 
schädigung aus der europäischen Kas- 
se, die nach europäischen Grundsät- 
zen zu versteuern wäre, sollte dieser 
Entwicklung entgegenwirken. Eine na- 
tionale Besteuerung von Einkommen, 
die aus den Kassen der Europäischen 
Union bezahlten werden, ist rechtlich 
nicht möglich. 

Auf Drängen der CDU/CSU-Abge- 
ordneten wurde im Statut eine Wahl- 
möglichkeit verankert, nach der sich 
die deutschen Abgeordneten dafür ent- 
scheiden können, weiterhin finanziell 
und steuerlich wie Bundestagsabge- 
ordnete behandelt zu werden. Noch 
besser wäre es, wenn die Regierungs- 
konferenz im Verfassungsvertrag eine 
Rechtsgrundlage für die nationale Be- 
steuerung europäischer Abgeordneter 
schüfe. Dann wäre gewährleistet, was 
die CDU/CSU-Europaparlamentarier 
wollen: Den Bundestagsabgeordneten 
gleichgestellt bleiben. 
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ENERGIEVERSORGUNG 

PETER   MICHAEL   MOMBAUR: 

Stromausfälle auch in Deutschland? 
KONZEPTIONSLOSE ENERGIEPOLITIK DER BUNDESREGIERUNG 

GEFäHRDET VERSORGUNGS SICHERHEIT IN  DEUTSCHLAND 

Is   im  August  der 
Strom an der Ost- 

küste Nordamerikas 
und wenig später auch 
in Skandinavien und Ita- 
lien ausfiel, waren die 
Bürger hierzulande ver- 
unsichert. Vor der über- 
eilten Schlussfolgerung, 
dies sei der Preis der 
Marktöffnung, ist aber 
zu warnen. Ein Blick auf 
die Ursachen der Pan- 
nen im Osten der USA 
und in Italien zeigt, dass die Schwach- 
stellen jeweils im Bereich der Strom- 
netze lagen. Dass die Leitungssyste- 
me (vielfach Überlandleitungen) in den 
USA marode sind und in Italien immer- 
hin unter dem europäischen Standard 
liegen, war schon länger bekannt. Hier 
traten jetzt die Probleme eines Inves- 
titionsstaus auf, der aus der Zeit der 
abgeschotteten Monopole herrührt. 
Eine vergleichbare Vernachlässigung 
der Netze hat es in Deutschland nicht 
gegeben, so dass der Ausfall einer ein- 
zelnen Leitung hierzulande besser kom- 
pensiert werden könnte. 

Zudem herrscht jenseits der Alpen 
ein schwerwiegender Mangel an Kraft- 
werken weshalb Italien in erheblichem 
Umfang auf Stromimporte angewiesen 
ist. Die internationalen Netzverbindun- 

Peter M. Mombaur MdEP 

gen sind aber nach wie 
vor ein Schwachpunkt 
im europäischen Strom- 
verbund. Bricht hier ei- 
ne der wenigen grenzü- 
berschreitenden Leitun- 
gen zusammen, so ste- 
hen zum Auffangen der 
Stromflüsse nur relativ 
wenige Parallelleitun- 
gen zur Verfügung. Eine 
vergleichbare Importab- 
hängigkeit mit den be- 
schriebenen Gefahren 

besteht in Deutschland jedoch nicht. 
Der heimische Kraftwerkspark kann 
die Inlandsnachfrage bei uns zur Zeit 
durchaus befriedigen. 

Allerdings sind, damit unsere Strom- 
versorgung auch in Zukunft sicher 
bleibt, zwei Dinge zu tun: Zum einen 
muss der Verbundgrad des grenzüber- 
schreitenden Netzsystems in der EU 
deutlich erhöht werden. Hierfür haben 
wir auf europäischer Ebene den geeig- 
neten Ordnungsrahmen geschaffen: 
Die gerade verabschiedete Binnen- 
marktgesetzgebung im Bereich Strom 
sieht vor, dass Neu- und Ausbauten von 
transnationalen Stromnetzen von den 
strengen Regulierungsvorschriften aus- 
genommen werden können, die anson- 
sten für die Netze gelten. Dies sollte hel- 
fen, auch risikoreichere Investitionsent- 
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Scheidungen zu ermöglichen. Außer- 
dem stehen im Rahmen des Programms 
der Transeuropäischen Netze Förder- 
gelder für strategisch besonders wichti- 
ge Leitungen zur Verfügung, die bis zu 
20% der Gesamtkosten betragen kön- 
nen. Als zweites muss auch die natio- 
nale Energiepolitik darauf achten, dass 
im eigenen Land eine angemessene Er- 
zeugungskapazität installiert bleibt. Die 
Bundesregierung tut das Gegenteil: Ob- 
wohl bis 2020 ca. 40.000 MW ersetzt 
werden müssen (das entspricht einem 
Drittel des Kraftwerksparks) hält sie am 
„Atomausstieg" fest. Die Windkraft wird 
zur Netzsicherheit übrigens nicht bei- 
tragen: Da sie nursehrunregelmäßigzur 
Verfügung steht, müssen die verur- 
sachten Schwankungen durch konven- 
tionelle Kraftwerke ausgeglichen wer- 
den. Was bei einem noch überschau- 
baren Anteil am Gesamtverbrauch un- 
problematisch ist, könnte bei einem 

massiven Ausbau der Windkraft zu ei- 
nem schwer beherrschbaren Risikofak- 
tor werden. Es wäre also verfehlt, die 
letzten Krisensituationen als logische 
Folge der Marktöffnungzusehen. Im Ge- 
genteil: In einem echten EU-Binnen- 
markt, in dem Leitungsengpässe besei- 
tigt sind, wird die Stromversorgung nicht 
nur preisgünstiger, sondern auch si- 
cherer sein als zu Monopolzeiten. Wenn 
die Bundesregierung an ihrer konzepti- 
onslosen Energiepolitik festhält und 
weiter russisches Roulette spielt, etwa 
mit ihrem nationalen „Ausstieg" aus der 
Kernkraft ohne irgendwelche Sicherung 
der Grundlast-Produktion, könnte die 
Versorgungssicherheit auch in Deutsch- 
land in Gefahr geraten. 

Dr. Peter Michael Mombaur (CDU 
Nordrhein-Westfalen) ist stellv. Vorsit- 
zender des Ausschusses für Industrie, 
Außenhandel, Forschung und Energie 
des Europäischen Parlaments. 

Personalien 

Der CDU-Bundesvorstand hat den Fraktionsvorsitzenden der Europäischen Volks- 
partei (EVP), Prof. Dr. Hans-Gert Pöttering, zum Spitzenkandidaten für die Euro- 
pawahlen im Juni 2004 nominiert. Er werde sich mit aller Kraft dafür einsetzen, 
dass die EVP an ihren Wahlerfolg von 1999 anknüpfe, erklärte Pöttering. Die CDU 
stelle „die Mitte der EVP" dar und werde auch weiterhin ein „Anwalt des Stabi- 
litätspaktes" sein. Zudem müsse die Reform der Europäischen Union weiter vor- 
angetrieben werden, sagte Pöttering. „Die Partei der Einheit Deutschlands ist auch 
die Partei der europäischen Einigung." 
Pöttering ist seit 1979 Abgeordneter im Europäischen Parlament. Vor vier Jahren 
wurde der CDU-Politiker zum Vorsitzenden der EVP-Fraktion gewählt und trat damit 
die Nachfolge des früheren belgischen Premierministers Wilfried Martens an. Die 
EVP stellt mit 232 Abgeordneten aus 15 Mitgliedsländern die weitaus größte Frak- 
tion im Europäischen Parlament dar. 

Die Europaabgeordnete Emilia Müller (CSU) wurde am 14. Oktober 2003 zur 
Staatssekretärin im Bayerischen Staatsministerium für Umwelt, Gesundheit und 
Verbraucherschutz ernannt. Dadurch wurde sie gleichzeitig Mitglied des bayeri- 
schen Kabinetts. 
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TRANSATLANTISCHE  BEZIEHUNGEN 

GODELIEVE Q U ISTH OU DT-RO WO H L : 

Transatlantische Beziehungen vor 
neuen Aufgaben 

ÜBER  EUROPAS   PARTNERSCHAFT MIT  DEN  VEREINIGTEN  STAATEN 

und Frie- 
Ifdenssicherung 

nach dem 2. Weltkrieg 
haben einen wesentli- 
chen Garanten: Die Ver- 
einigten Staaten. Noch 
vor wenigen Jahren war 
diese Erkenntnis außer- 
halb jeder Diskussion. 
Die Grundfesten der 
transatlantischen Bezie- 
hungen standen in der 
Europäischen Union nicht 
zur Debatte. In einzelnen 
wenigen Fragen wich sicherlich manche 
europäische Haltung von der amerikani- 
schen ab - davon unberührt blieb eine 
wichtige Einsicht: Die USA sind unser 
wichtigster Partner in der Welt. 

Auch heute glaubt niemand ernsthaft 
etwas anderes. Aber partnerschaftliche 
Beziehungen leben auch von Gesten: 
von kleinen wie von großen. Die Kata- 
strophe vom 11. September 2001 hat 
die Solidarität der Welt und im beson- 
deren der Europäer auf den Plan geru- 
fen. Die Trümmer der Zwillingstürme 
und die Tausenden Opferder Anschläge 
sind uns allen noch in schmerzlicher Er- 
innerung. Ebenso schmerzlich erinnern 
wir uns an die Bilder vom Krieg im Irak. 
Hier haben Politik und Diplomatie ver- 
sagt. Ein fataler Fehler, wer dieses Ver- 
sagen und den Verlust der Ordnungs- 

G. Quisthoudt-Rowohl MdEP 

macht der Vereinten Na- 
tionen der angloameri- 
kanischen Koalition zu- 
zuschieben sucht. 

Sowohl Paris als auch 
Berlin wissen heute, dass 
medienwirksame Gesten 
nicht wirklich politische 
und diplomatische Stra- 
tegie ersetzen können. 
Nicht dass keinerlei Zwei- 
fel an Analyse und Kon- 
zept der US-amerikani- 
schen Irakpolitik begrün- 

den. Aber der Versuch eines Sonderweg- 
es hat die Schwäche Europas offenbart: 
Die gemeinsame Außen- und Sicher- 
heitspolitik der EU hat noch kein Rück- 
grat. Versuche einer gemeinsamen Linie 
bleiben im Konfliktfall immer in den An- 
fängen stecken und Europa dividiert sich 
allzu schnell wieder in temporäre Inter- 
essengruppen auseinander. Bereits die 
Kriege auf dem Balkan haben dieses 
traurige Phänomen offenbart. Auch hier 
wurde die USA als ordnungsstiftender 
Faktor dringend gebraucht. 

Aber die USA sind nach der Überwin- 
dung der bipolaren Weltordnung immer 
weniger In der Lage der Rolle als alleini- 
ge Ordnungsmacht gerecht zu werden. 
Weltweite Krisenherde sind zu zahlreich, 
die Ursachen zu unterschiedlich und die 
denkbaren Strategien zu komplex. Die 
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Ve. einigten Staaten brauchen also einen 
starken und verantwortungsbewussten 
Partner diesseits des Atlantik. Europas 
wirtschaftliche Stärke ist unbestritten, 
aber der Mangel an politischem Verant- 
wortungsbewusstsein tritt deutlich zu 
Tage. Für einen europäischen Außenmi- 
nister, wie ihn der Entwurf der EU-Verfas- 
sung vorsieht, gibt es zahlreiche gute 
Gründe. Der entscheidende liegt in der 
aktuellen Vielzahl der Akteure-vier Kom- 
missare und ein Generalsekretär als ho- 
her Repräsentant des Rates (Mr. GASP) 
ringen derzeit um Einfluss. Aber eine Per- 
sonalie alleine bringt noch keinen außen- 
politischen Konsens im Vielklang der eu- 
ropäischen Diskussionen. 

Uns allen muss eines klar sein: Gegen 
Amerika lässt sich Europa nicht einigen. 
Die transatlantische Partnerschaft und 
die europäische Einigung bedingen ein- 
ander, gehören untrennbar zueinander. 

Was das Verhältnis Europas zu den 
Vereinigten Staaten unterhalb der Spit- 
zendiplomatie anbelangt, so haben wir 
eine feste Basis mit den vielfältigsten 
Beziehungen auf allen Ebenen. Das ist 
unstreitig, aberdietransatlantische Dis- 
kussionskultur hat Auswirkungen auf 
die öffentliche Meinung - diesseits wie 
jenseits des großen Teichs. Schließlich 
brauchen auch demokratische Öffent- 
lichkeiten politische Führung. Gerade 
die junge Generation steht den Mei- 
nungs- und Stimmungsschwankungen 
der politischen Elite mit Skepsis ge- 
genüber. Und so besteht die Gefahr, 
dass eine über Jahrzehnte gewachsene 
stabile Partnerschaft infolge einer Ver- 
trauenskrise Risse zeigt. 

Es mag sein, dass die USA im Zu- 
sammenhang mit dem Krieg gegen den 
Terror mancher Fehleinschätzung unter- 

legen ist. Fehler passieren und Politik ist 
nicht zuletzt die Folge eines Lernprozes- 
ses. Deshalb muss Europa auch die Stim- 
me erheben und mit den Partnern reden. 
Aber konstruktive Partnerschaft disku- 
tiert leise und nimmt so Einfluß auf den 
Meinungsbildungsprozess. Mit Sprachlo- 
sigkeit und Konfrontation, das sollte man 
in Berlin und Paris gelernt haben, lässt 
sich kein noch so hehres Ziel erreichen. 

Es gibt zahlreiche Konfliktfelder in 
denen nordamerikanische und europäi- 
sche Interessen im Widerspruch zu ste- 
hen scheinen. Ich erinnere an Klima- 
schutz, genetisch veränderte Organis- 
men, Agrar- oder Stahlzölle, das Abhör- 
system Echelon, den Internationalen 
Strafgerichtshof. Aber jede dieser Fra- 
gen kann unter verlässlichen Partnern 
einerfür beide Seiten sinnvollen Lösung 
zugeführt werden. 

Wie sehr die USA und Europa einan- 
der brauchen, zeigen einige exemplari- 
sche Zahlen: Die Öffentlichkeit diskutiert 
zunehmend eine verstärkte Orientierung 
nach Fernost. Vom Asiatischen Zeitalter 
ist sogar die Rede. Dabei wird leicht ver- 
gessen, dass die USA beispielsweise in 
den letzten 8 Jahren beinahe 10 Mal 
mehr in den Niederlanden investierten 
als in China oder die EU mehr in einen 
StaatwieTexas investiert, als umgekehrt 
die Vereinigten Staaten in Japan. In Zu- 
kunft sollten Europäer und Amerikaner 
realitätsbezogener diskutieren und Mei- 
nungsverschiedenheiten nicht medial 
inszenieren. Profilierung auf Kosten von 
bewährten Partnern kann unter keinem 
Aspekt eine nachhaltige Strategie sein. 

Dr. Godelieve Quisthoudt-Rowohl ist 
Mitglied der Delegation des Europäischen 
Parlaments für die Beziehungen zu den 
Vereinigten Staaten. 
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AUS    DER    EVP- E D - FRAKTI0N 

kurz & bündig 
AKTUELLES   AUS   DER   EVP - E D - FR AKTI ON 

Bilanz des jüngsten EU-Gipfels in Brüssel 
Ausdrücklich begrüsst hat der Vorsit- 

zende der EVP-ED-Fraktion, Hans-Gert 
Pöttering (CDU), die vom jüngsten 
Brüsseler EU-Gipfel diskutierte Stär- 
kung der europäischen Verteidigungs- 
politik. Dies dürfe allerdings nicht aus- 
serhalb der NATO, sondern nur in Er- 
gänzung zu ihr in Form einer gleichbe- 
rechtigten Partnerschaft mit den 
Vereinigten Staaten geschehen, denn 
Ziel müsse es sei, den europäischen 
Pfeilerder NATO zu stärken, anstatt kon- 
kurrierende Strukturen aufzubauen. 

Vor dem Hintergrund der laufenden 
Verhandlungen um den EU-Verfas- 
sungsentwurf durch die Regierungs- 
konferenz wandte sich Pöttering gegen 
eine „Friss oder stirb"-Politik wie sie 
der Bundeskanzler propagiere. Zwar 
bestünde Einigkeit, dass das Reform- 
paket nicht wieder aufgeschnürt weren 
dürfe, einzelne Punkte müssten aber 
von der italienischen Ratspräsident- 
schaft möglichst bis Jahresende noch 
zwischen den Staats- und Regierung- 
schefs abschliessend geklärt werden. 

Ferner müsse die vom EU-Gipfei 
verabschiedete Wachstumsinitiatitve 
an konkreten Taten und Ergebnissen 
gemessen werden, so der Fraktions- 
vorsitzende weiter. Neben den not- 
wendigen Wirtschaftsreformen sei je- 
doch die Verteidigung der Stabilität der 
europäischen Währung unerlässlich 
für eine gesunde wirtschaftliche Ent- 
wicklung in Europa. 

Auf Abwegen befunden habe sich 
dagegen Bundeskanzler Schröder, der 
mit der Übertragung seines Stimm- 
rechts an Frankreichs Staatspräsident 
Jacques Chirac beim Brüsseler Gipfel 
nicht nur die deutschen Interessen 
vernachlässigt habe, sondern durch 
sein Fernbleiben am zweiten Gipfeltag 
erneut seine Geringschätzung für eu- 
ropapolitische Themen eindrucksvoll 
unter Beweis stellte. 

Glückwunsch an Papst Johannes Paul II. 
Hans-Gert Pöttering hat in einem 

Glückwunschschreiben an Papst Jo- 
hannes Paul II. zum 25. Jahrestag sei- 
ner Wahl diesem seinen höchsten Re- 
spekt im Namen der EVP-ED-Fraktion 
ausgedrückt. Johannes Paul II. habe 
sich unermüdlich für die Menschen- 
rechte und für die Einigung Europas ein- 
gesetzt, wobei es seiner Weitsicht 
ebenso wie seinem Mut massgeblich 
zu verdanken sei, dass die Völker Ost- 
und Mitteleuropas nun an der Schwel- 
le zur Europäischen Union stünden. 
Seine berühmten Worte „Habt keine 
Angst", mit denen sich Johannes Paul 
II. 1979 bei seinem ersten Polen-Be- 
such an seine Landsleute gewandt hat- 
te, seien einer der Auslöser für die Be- 
freiung der Länder Mittel- und Osteuro- 
pas von der kommunistischen Ge- 
waltherrschaft und damit für die 
Einigung Europas in Frieden und Frei- 
heit gewesen, die jetzt mit der Erweite- 
rung vollendet werde. 
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• EU-Verfassung soll christliche 
Wurzeln enthalten 
Die   EVP-Abgeordneten   Elisabeth 

Montfort (F) und Maurizio Mauro (I) 
haben eine Initiative gestartet für die 
Aufnahme des christlichen Erbes in die 
neue EU-Verfassung. Sowohl den Mit- 
gliedern des Europäischen Parlaments 
als auch den Abgeordneten der na- 
tionalen Parlamente solle damit die 
Möglichkeit eröffnet werden, diesem 
Wunsch Nachdruck zu verleihen. Es 
handele sich dabei nach Ansicht 
der beiden Initiatoren um eine „histori- 
sche Tatsache", dass Europa auf 
christlichen Werten basiere, die man 
nicht einfach unterden Tisch fallen las- 
sen dürfe. Folglich gehe es bei dieser 
wichtigten Frage nicht um politische 
oder ideologische Motive, sondern um 
historische Wahrhaftigkeit. Montfort 
und Mauro haben deshalb eine Unter- 
schriftenaktion gestartet und ihre Kol- 
legen aufgefordert, eine entsprechen- 
de Petition zu unterschreiben. Schon 
jetzt hätten sich mehr als 300.000 EU- 
Bürger schriftlich dieser Forderung an- 
geschlossen. Ziel sei es aber, bis zum 
Ende der Regierungskonferenz eine 
Million Unterschriften zu sammeln und 
diese dem amtierenden Ratspräsiden- 
ten Silvio Berlusconi zu überreichen. 

7. Dialog mit der Orthodoxen Kirche 
in Istanbul 
Auch im Rahmen dieser gemeinsa- 

men Veranstaltung der EVP-ED-Frakti- 
on und der Orthodoxen Kirche haben 
die Teilnehmer auf die besondere Be- 
deutungderReligion in einermodernen 
Gesellschaft hingewiesen. So habe 
nach Auffassung des Patriarchen von 
Konstantinopel, Bartholomäus I., schon 
seit Jahrhunderten im kollektiven Be- 
wußtsein der europäischen Völker der 
Wunsch nach einem vereinten Europa 
bestanden. Nicht zuletzt aus diesem 
Grunde sei die Anerkennung der insti- 
tutionellen Bedeutung der Religionen 
durch die zukünftige EU-Verfassung 
von großer Bedeutung. 

Der stellvertretende Fraktionsvorsit- 
zende Wim van Velzen (NL) ergänzte, 
dass die Regierungskonferenz dieser 
Tatsache Rechnung tragen müsse, 
wenn sie ein solides Wertefundament 
für das Europa der Zukunft bei den Bür- 
gerinnen und Bürgen legen wolle. Euro- 
pa beruhe auf individuellen und kollek- 
tiven Grundwerten wie der Menschen- 
würde, gemeinsamen historischen und 
religiösen Erfahrungen, die das Recht zu 
glauben ebenso beinhalteten wie die 
Religionsfreiheit, denn die Bürger seien 
letzten Endes „die Seele Europas". 

Knut Gölz, EVP-ED-Pressestelle, 
kgoelz@europarl. eu. int 
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